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Chile: Wahlen für den politischen Umbruch? 
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Die aktuelle innenpolitische Lage Chiles ist 
gänzlich durch den bevorstehenden Präsident-
schaftswahlkampf geprägt. Das Regierungs-
bündnis "Concertación de los Partidos por la 
Democracia" (kurz: Concertación), – ein Mitte-
Links-Bündnis von Christdemokraten (PDC), der 
Partei für die Demokratie (PPD), der Sozialisti-
schen Partei (PS) und der Sozialdemokratischen 
Partei (PRSD) - kann auf 15 Jahre Regierungsver-
antwortung zurückblicken. Ihre Kontrahenten 
von der rechtsliberalen Renovación Nacional (RN) 
und der Pinochet verbundenen Unión Demócra-
ta Independiente (UDI) bilden gemeinsam den 
Mitte-Rechts-Oppositionsblock "Alianza por 
Chile". Seit dem Plebiszit und der Rückkehr zur 
Demokratie im Jahr 1989 hat die Concertación 
alle Präsidentschaftswahlen gewonnen.  
Zu den Wahlen am 16. Dezember treten drei 
Blöcke an: Neben Concertación und Allianz eine 
außerparlamentarische Koalition unter dem 
Namen „Juntos Podemos“ (etwa: „Gemeinsam 
schaffen wir es“). In den Gemeindewahlen im 
Vorjahr erreichte diese Koalition um Kommunis-
tische Partei, MIR (Movimiento de Izquierda 
Revolucionaria), Humanisten u.a. etwa 10% der 
Stimmen. Ihr Präsidentschaftskandidat Thomás 

Hirsch ist Mitglied der weitgehend unbedeuten-
den grünen Partei. „Juntos Podemos“ hat 
wegen des Wahlrechts kaum Chancen auf einen 
Einzug ins Parlament; Hirsch wird mit etwa drei 
Prozent der Stimmen rechnen können. 
 
Im rechten Oppositionslager ist der Macht-
kampf offen ausgebrochen 
 
Die Concertación präsentierte sich zunächst mit 
zwei Präsidentschaftskandidatinnen: Der 
Christdemokratin Soledad Alvear und der Sozia-
listin Michelle Bachelet. Beiden wurden gute 
Chancen zugeschrieben. Alvear ist Anwältin und 
verfügt über langjährige Regierungserfahrung, 
so als Justizministerin in der Regierung Frei und 
zuletzt als Außenministerin der Regierung Lagos. 
Bachelet ist Kinderärztin und war zunächst 
Gesundheits-, dann Verteidigungsministerin der 
Regierung Lagos. Beide Kandidatinnen und ihre 
Parteien hatten sich darauf geeinigt, über allge-
meine Vorwahlen die gemeinsame Präsident-
schaftskandidatin festzulegen. Vorgesehen war 
diese Abstimmung für Ende Juli (bereits zwi-
schen März und Mai lag Bachelet allerdings bei 
den Umfragen für die Vorwahlen weit vor Alvear 
- 62% zu 36%).  
 
Die gesamte politische Vorwahllandschaft – und 
damit auch der Zeitplan der Concertación – 
wurde jedoch durch die überraschende Kandida-
tur von Sebastián Piñeira aus den Reihen der 
Renovación Nacional (RN) aufgewirbelt.  
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Die rechtsliberale Renovación Nacional (RN) 
reagierte mit dieser Kandidatenkür auf wach-
sende Spannungen in ihrem Oppositionsbündnis 
mit der Unión Demócrata Independiente (UDI). 
Die Wahlchancen des bislang unumstrittenen 
gemeinsamen Kandidaten der Allianz, Joaquín 
Lavín, waren in den vergangenen Monaten 
zusehends geschwunden. Lavín, ehemaliger 
Bürgermeister von Santiago, repräsentiert mit 
seiner Partei das Erbe Pinochets. Bei den letzten 
Präsidentschaftswahlen unterlag er Ricardo 
Lagos nur knapp im zweiten Wahlgang (mit 
48,2%). Nach fünf Jahren als Oppositionsführer 
und einer wenig erfolgreichen Amtszeit als 
Bürgermeister der Hauptstadt ist seine Populari-
tät aber inzwischen auf einem Tiefstand ange-
langt. Auch über eine gemeinsame Wahl-
strategie konnten sich die Bündnispartner nicht 
einigen. Die verbreitet positive Bewertung der 
Regierungsarbeit hat die inneroppositionellen 
Auseinandersetzungen noch angeheizt.  
 
Eine rechtskonservative Alternative jenseits 
des Pinochet-Erbes? 
 
Joaquín Lavín ist der klare Verlierer der überra-
schenden Kandidatur Piñeiras. Doch auch der 
Zeitplan der Concertación geriet durcheinander. 
Etwa ein Viertel der SympathisantInnen von 
Soledad Alvear und etwa ein Drittel derer von 
Lavín bevorzugen nun eine Stimmabgabe zu 
Gunsten Piñeras. Als Konsequenz der eindeuti-
gen Umfragewerte und in Reaktion auf Piñeiras 
Kandidatur zog sich Soledad Alvear im Mai aus 
der Kür zu Gunsten Bachelets zurück. Die 
Christdemokraten tauschten die schwindenden 
Chancen ihrer Kandidatin gegen sichere Wahl-
kreise ein. Die Concertación kann damit bereits 
jetzt ihre Kräfte bündeln. Die Allianz dagegen 
erfährt durch ihren internen Machtkampf eine 
weitere empfindliche Schwächung.   
 
Sebastián Piñera, milliardenschwerer Unterneh-
mer, Miteigentümer der Fluglinie LAN und 
Besitzer eines Fernsehkanals, ist die eigentliche 
Überraschung dieses Wahlkampfes. Seine Kan-
didatur verändert nicht nur kurzfristig die Stim-
menverteilung zu Ungunsten der Christ-
demokraten und der  Koalitionspartei UDI. Mit 
der RN und in Gestalt von Sebastián Piñera 
existiert erstmals das Potential für eine rechts-
konservative oder –liberale Alternative jenseits 
der historischen Last der Diktatur. So liegt Piñera 
bei der Frage, welcher Kandidat auf keinen Fall 
wählbar sei, in Umfragen unter 10% - Lavín 
dagegen bei über 50%. Mit dieser neuartigen 
Entwicklung könnte in Zukunft auch das aktuelle 
Koalitionsgefüge zwischen den rechten Parteien 
ins Rutschen kommen.  
Den Umfragen zufolge wird dieser Umbruch 
jedoch die im November anstehenden Wahlen 

nicht entscheiden. Die lange siegessichere 
politische Rechte wurde durch den Machtkampf 
zwischen ihren Führungsebenen geschwächt.  
Michelle Bachelet führt nicht zuletzt wegen ihrer 
hohen Glaubwürdigkeit und der ihr zugeschrie-
benen Kompetenz bei der Reduzierung von 
Ungleichheit seit Monaten in den Wahlumfra-
gen.  
Somit ist es trotz der großen finanziellen Res-
sourcen der beiden Oppositionskandidaten 
wahrscheinlich, dass die Concertación zum 
vierten Mal in Folge die Regierung stellen wird – 
und zum ersten Mal könnte Chile von einer Frau 
und Sozialistin regiert werden. Michelle Bachelet 
ist zudem allein erziehende Mutter zweier Kinder 
und stammt nicht aus dem inneren Zirkel des 
politischen Establishments. Ihr Vater Alberto 
Bachelet, ein Luftwaffengeneral unter Allende 
und loyal diesem gegenüber, starb 1974 – an 
den Folgen der Folter durch die Putschisten. 
Auch Michelle Bachelet selbst wurde verhaftet 
und im berüchtigten Folterlager Villa Grimaldi 
verhört. Nachdem ausländische Regierungen 
Druck auf die Putschisten ausübten, konnte sie 
über Australien in die DDR ausreisen. Mit dieser 
Biographie galt schon ihre Ernennung zur Ver-
teidigungsministerin im Jahr 2002 als Provokati-
on des chilenischen Militärs. Gleichzeitig steht 
aber ihre Werdegang auch symbolhaft für die 
Veränderungen in der chilenischen Gesellschaft.  
 
Bachelets Chancen, die erste Präsidentin Chiles 
zu werden, stehen derzeit sehr gut, sie liegt in 
der Wählergunst bei 46%. Lavín verharrt derweil 
zwischen 19% und 25% und damit vor bzw. 
knapp hinter Piñera, der zwischen 21% respekti-
ve 18% liegt. Sollte im zweiten Wahlgang 
Bachelet gegen Lavín antreten, so dürfte sie den 
aktuellen Umfragen zufolge einen Sieg mit 56% 
zu 30%, gegen Piñera mit 51% zu 35% errin-
gen (bei noch 14% Unentschiedenen). 
 
Licht und Schatten in der Regierungsbilanz 
 
So deutet derzeit alles darauf hin, dass die 
Chilenen auch 2005 keinen Regierungswechsel 
wünschen. Mehrheitlich sind sie - bei aller Kritik 
- mit den bisherigen Regierungen der Koalition 
(und insbesondere mit der derzeitigen des 
Präsidenten Ricardo Lagos) zufrieden.  
In den vergangenen 15 Jahren wurde ein hohes 
Maß an politischer Stabilität, ein auch im inter-
nationalen Vergleich hohes Wirtschaftswachs-
tum, eine Verbesserung des Rechtssystems sowie 
eine relative Normalisierung der Beziehungen 
zwischen Militär und Zivilgesellschaft erreicht. 
Eine spezifische Sozialpolitik hat die Armut von 
45% auf 18% und die extreme Armut von 22% 
auf 8% gesenkt. Nach 15 Jahren Concertación-
Regierung sind fast alle Chilenen materiell besser 
gestellt als zuvor.  
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So fällt die Bilanz auf den ersten Blick positiv 
aus. Eine differenzierte Betrachtung offenbart  
gleichwohl, dass bei der Schaffung von sozialem 
Ausgleich und politischer Beteiligung ein deutli-
cher Handlungsbedarf besteht. Gerade wegen 
der Erfolge der vergangenen 15 Jahre wollen 
sich die Chilenen zunehmend mit dem Erreich-
ten nicht einfach zufrieden geben. Trotz des 
hohen Wirtschaftswachstums wurde die Arbeits-
losenrate kaum gesenkt; die Steigerungsraten 
der Gehälter und Löhne liegen weit unterhalb 
der Zuwachsrate bei den Unternehmensgewin-
nen. Die Einkommenskonzentration ist extrem 
hoch. Wenige nationale und multinationale 
Wirtschaftsgruppen kontrollieren den größten 
Teil der Wirtschaftsaktivitäten und nahezu den 
gesamten Exportsektor des Landes, das Banken-
system, die Pensionsfonds, die privaten Kranken-
versicherungen sowie die Supermarkt- und 
Kaufhausketten. Diese Wirtschaftsgruppen 
haben ihren Einfluss ebenso in den Privatuniver-
sitäten wie den wichtigsten Medien verankert. In 
diesem Sinne herrscht ein immenses Ungleich-
gewicht politischen Einflusses zwischen den 
Vertretern der Kapitalinteressen und der eher 
prekär organisierten Gesellschaft.  
 
Die vor einem Vierteljahrhundert umgesetzte 
und oftmals als beispielhaft angeführte Abkehr 
von einem umlagefinanzierten Rentenmodell in 
ein System individueller Kapitalakkumulation 
harrt einer dringenden Reform. Die Berech-
nungsgrundlagen des privatisierten Rentensys-
tems waren unrealistisch. Eine Vielzahl von alten 
Menschen wird nicht die Mindestrente errei-
chen; bereits heute ist das Rentensystem defizi-
tär. Auch Gesundheits- und Erziehungssystem 
weisen Defizite auf, derer sich mittelfristig der 
Staat wird annehmen müssen, nachdem die 
Marktkräfte allein hier nicht hinreichend wirk-
sam sind. Die Bedeutung des sozialen Ausgleichs 
für die politische Agenda und für den Wahl-
kampf wurde auch von der oppositionellen 
„Allianz für Chile“ erkannt. Auch sie hat sich die 
soziale Gerechtigkeit auf ihre Fahnen geschrie-
ben und beschuldigt die Regierungskoalition, die 
soziale Frage vernachlässigt zu haben. 
 
Chiles kontrollierte Demokratie und die 
unvollendete Verfassungsreform 
 
Die Verfassung aus dem Jahr 1980 legt(e) dem 
politischen System zahlreiche Restriktionen auf, 
welche die Durchführung von Reformen er-
schwert. Erst jetzt, ein Vierteljahrhundert später, 
macht ein Parteienkonsens eine Verfassungsre-
form möglich. Ernannte oder auf Lebenszeit 
berufene Senatoren - Enklaven einer nicht 
legitimierten korporativen Vertretung – wird es 
ab 2006 im chilenischen Oberhaus nicht mehr 
geben. Eine weitere Besonderheit der chileni-

schen Verfassung war bislang der Consejo de 
Seguridad Nacional (COSENA, Nationaler Rat für 
Staatssicherheit). Diese Kontrollinstanz unter 
maßgeblicher Beteiligung der Streitkräfte konnte 
bislang die Legislationsfunktion des Parlaments 
begrenzen. In der nunmehr ausgehandelten 
Verfassungsreform wird der COSENA weitge-
hend entmachtet und auf die Rolle eines bloßen 
Beratungsorgans des Präsidenten reduziert. Das 
Parlament verfügt nach der Reform über konsti-
tutionell abgesicherte Untersuchungskommissio-
nen, die auch Minister befragen können. Erst die 
Reform ermöglicht es dem Präsident, die Ober-
befehlshaber der Streitkräfte gegebenenfalls zu 
entlassen. Zudem wird das Präsidentenmandat 
von sechs auf vier Jahre verkürzt. 
 
Keine Reform erfährt aber bis auf weiteres das 
binominale Wahlsystem, eine Kombination aus 
Mehrheits- und Verhältniswahlrecht. Pro Wahl-
kreis werden zwei DirektkandidatInnen gewählt; 
nur wenn beide KandidatInnen einer Liste mehr 
als das Doppelte der Stimmen der zweiten Liste 
auf sich vereinen können, hat diese erste Liste 
den Wahlkreis komplett gewonnen. Ansonsten 
erhalten erst- und zweitplatzierte Liste je einen 
Sitz. Kleinere Parteien benötigen Bündnispartner 
um im Parlament repräsentiert zu sein. Damit 
induziert das ‚sistema binominal’ die Bildung 
zweier großer politischer Blöcke und lässt Wah-
len zu einem weitgehend vorbestimmten Akt 
werden. Eine proportional legitimierte Repräsen-
tation und politischer Wettbewerb (jenseits des 
üblichen Wahlkreisschacherns) zwischen den 
Parteien sind nicht möglich. Die Folge ist eine 
fortgeschrittene Abkehr gerade der Jugend vom 
politischen System. Die Verfassung reduziert 
weitgehend die Möglichkeiten jeder Regierung, 
grundlegende Veränderung für eine Vertiefung 
der Demokratie sowie Reformen des sozialen 
Ausgleichs in Angriff zu nehmen. 
Die neue Regierung aber wird insbesondere an 
ihren Leistungen auf diesem Feld gemessen 
werden. Eine verändertes Modell der Umvertei-
lung von Wohlstandszuwächsen sowie der Rolle 
des Staates stellt damit eine der größten Heraus-
forderungen für eine eventuelle neue Regierung 
der Concertación dar.  
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